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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
nach § 9 Abs. 1 BauGB

22.06.23

PLANZEICHEN ALS FESTSETZUNG
Die Nummerierung erfolgt nach der Planzeichenverordnung 1990

TEXTLICHE HINWEISE TEXTLICHE HINWEISE

Geänd. LB,MM

Die Gemeinde Mengkofen erlässt gemäss § 2 Absatz 1 und § 9 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert 
durch  Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 184), Artikel 23 der Gemeindeord-
nung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 
(GVBl S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch §§ 2, 3 des Gesetzes vom 24. Juli 2023
(GVBl. S. 385), Art. 81 Bayer. Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. 
August 2007 (GVBl S. 588), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juni 2023 (GVBl. S. 250), durch 
§ 4 des Gesetzes vom 7. Juli 2023 (GVBl. S. 327) und durch Art. 13a Abs. 2 des Gesetzes vom 24.
Juli 2023 (GVBl. S. 371) und der Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung
vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) , Art. 3 Abs. 2 BayNatSchG und § 21 BNatSchG diesen Bebauungs- 
und Grünordnungsplan als

0.1. BAUWEISE, DIE ÜBERBAUBAREN UND NICHT ÜBERBAUBAREN GRUNDSTÜCKS-
FLÄCHEN SOWIE DIE STELLUNG DER BAULICHEN ANLAGEN

0.1.1 Bauweise

0.1.2 keine Festsetzung

0.1.3 Im gesamten Geltungsbereich richtet sich die Tiefe der Abstandsflächen
nach Art. 6 Abs. 5 Satz 1 BayBO.

0.2. GESTALTERISCHE FESTSETZUNGEN

0.2.1 Gebäude

0.2.1.1 Dachform: keine Festsetzung

0.2.1.2 Dachneigung: keine Festsetzung

0.2.1.3 Dachdeckung: keine Festsetzung

0.2.2 Einfriedungen

0.2.2.1 Zaunanlagen: Zulässig sind Maschendrahtzäune und einfache Metall-
zäune bis zu einer Höhe von 2,00 m ab OK. Gelände.
Sockel sind unzulässig. Ein Zaunabstand von 0,15 m zur 
Geländeoberfläche (Durchlass für Kleinsäuger) ist einzu-
halten.

SATZUNG

12.09.23

0.3. GELÄNDEGESTALTUNG

0.3.1 Grundsätzlich  sind  Aufschüttungen  und  Abgrabungen  bis  zu den  unten 
angegebenen Werten gegenüber dem ursprünglichen Gelände zulässig. 

0.3.1.1 MI1 Abgrabungen bis max. 3,0 m,
Auffüllungen bis max. 2,0 m.

0.3.1.2 MI2 Abgrabungen bis max. 2,0 m,
Auffüllungen bis max. 2,0 m.

0.3.1.3 MI3 Abgrabungen bis max. 1,0 m,
Auffüllungen bis max. 1,0 m.

0.3.1.4 GE1 Abgrabungen bis max. 2,0 m, 
Auffüllungen bis max. 2,0 m.

0.3.1.5 GE2 Abgrabungen bis max. 2,0 m, 
Auffüllungen bis max. 2,0 m.

0.3.2 Zwischen den einzelnen Parzellen sind Geländeaufschüttungen und 
Geländeabgrabungen erst in einem Abstand von 2,00 m zur benachbarten 
Parzelle zulässig.

0.4. GRÜNORDNUNG

0.4.1 private Grünflächen

0.4.1.1 Zäune sind am Außenrand des Geltungsbereiches an der Innenseite der 
privaten Grünflächen zu führen.

0.4.1.2 Mindestens 20 % der Grundstücksflächen sind als private Grünflächen 
anzulegen. Je angefangene 1.000 m² Grundstücksfläche bzw. zusätzlich 
mindestens je sechs private Stellplätze ist ein Großbaum gem. Pflanzliste
(Hochstamm 4 x v., StU 18-20) zu pflanzen.

0.4.1.3 Randeingrünung als Ausgleichsfläche: 
Es ist eine dreireihige Pflanzung ausschließlich heimischer Strauch- und Baum-
arten zu pflanzen. Pflanzgrößen: verpflanzter Strauch 60 – 100 cm, verpflanzter
Heister 125 - 150 cm; Pflanz- und Reihenabstand gemäß Pflanzschema. Bäume
sollen im Abstand von 6 – 12 m unregelmäßig eingestreut werden, damit ein 
aufgelockertes und natürliches Erscheinungsbild entsteht.

0.4.1.4 Streuobstwiese als Ausgleichsfläche:
Es sind hochstämmige Obstbäume gem. Pflanzliste (3 x v.,  STU  12-14 cm, mit
Wurzelballen) zu pflanzen. Die Obstbäume sind mit Pflöcken zu stabilisieren und
gegen Verbiss zu schützen. Die Bäume sind in Reihen anzupflanzen, der Abstand
in der Reihe beträgt 10 m, zwischen den Reihen mind. 10 m. Bei der Anpflan-
zung sind die Grenzabstände zu Nachbargrundstücken zu berücksichtigen. Ab-
gänge sind zu ersetzen.

0.4.1.5 Sowohl die Randeingrünung als auch die Streuobstwiese sollen im Komplex mit
artenreichem Extensivgrünland hergestellt werden. Hierzu ist zur Aushagerung
der Ackerflächen für den Zeitraum von 1-2 Jahren ein düngefreier Anbau von
Nährstoff zehrendem Wintergetreide vorzunehmen. Anschließend wird eine Mäh-
gutübertragung eines entsprechenden Saatgutes einer geeigneten Spenderfläche
vorgenommen.

0.4.1.6 Es sind ausschließlich standortgerechte, heimische Laubgehölze entsprechend
der Artenliste für Gehölzpflanzungen unter Punkt 5.2.1 zu verwenden.

MI

440

15. SONSTIGE PLANZEICHEN

15.13 Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des
Bebauungsplans (§ 9 Abs. 7 BauGB) 

15.14 Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung,
z. B. von Baugebieten, oder Abgrenzung des Maßes der 
Nutzung innerhalb eines Baugebietes (z. B. § 1 Abs. 4, 
§ 16 Abs. 5 BauNVO) 

16. HINWEISE, NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME UND KENNZEICHNUNG

16.1 Katasterfestpunkt

16.2 Flurstücksgrenze mit abgemarktem Grenzpunkt
und Zahlennachweis

16.3 bestehendes Wohngebäude, oberirdisch

16.4 bestehendes Nebengebäude, oberirdisch

16.5 735/23 Flurstücksnummern

16.6 Höhenlinien 1 m - Schritt

13. PLANUNGEN, NUTZUNGSREGELUNGEN, MASSNAHMEN UND FLÄCHEN FÜR
MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON
NATUR UND LANDSCHAFT
(§ 5 Abs. 2 Nr. 10 und Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB) 

13.1 Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 5 
Abs. 2 Nr. 10 und Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6 BauGB) 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft, soweit solche Festsetzungen nicht nach 
anderen Vorschriften getroffen werden können (§ 9 Abs. 1 Nr. 
20 und Abs. 6 BauGB)

13.2 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstige Bepflanzung sowie Bindung 
für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen sowie Gewässer

13.2.1 Anpflanzen

Sträucher gemäß Pflanzliste der Begründung

Bäume gemäß Pflanzliste der Begründung

13.2.2 Bestand, zu erhalten

Sträucher

Bäume

Tel.: 08774/96996-0  Fax: 08774/96996-19
Kapellenberg 18                 84092 Bayerbach

Dipl.-Ing. (FH) Ludwig Bindhammer

S
EK

: .................. Emissionsbezugsfläche = Grundstücksfläche abzüglich privater Grünflächen

Für den in der folgenden Abbildung dargestellten Richtungssektor B erhöhen sich die
Emissionskontingente L

EK
 für die Parzelle GE 1 um folgende Zusatzkontingente:

Der Bezugspunkt der Richtungssektoren besitzt die UTM-32-Koordinaten x = 747188,8
(Rechtswert) und y = 5400751,5 (Hochwert). Die Gradzahl der Sektoren steigt entgegen
dem Uhrzeigersinn an, null Grad liegt im geografischen Osten.

Darstellung der Emissionsbezugsflächen und Richtungssektoren mit Bezugskoordinatensystem

Auf  die  Niederschlagswasserfreistellungsverordnung  (NWFreiV) i. V. m. den technischen
Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser
(TRENGW) sowie auf die technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem
Niederschlagswasser in oberirdische Gewässer (TRENOG) wird hingewiesen.
Eine punktuelle Versickerung ist nicht zulässig (s. NWFreiV), die Versickerung hat über Mul-
den oder Rigolen zu erfolgen.  
Für die Versickerung und/oder Einleitung in ein Oberflächengewässer ist ggf. rechtzeitig vor-
her eine wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen (§ 9 Abs. 1 Ziffer 4 WHG). 

3. BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

3.5 Baugrenze

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 5 Abs. 2 Nr. 1, § 9 Abs. 1 Nr. 1 - BauGB -, §§ 1 bis 11 - BauNVO -) 

        
1.2 Gemischte Bauflächen

1.2.2 Mischgebiete 1.2.3 Gewerbegebiete
nach §6 BauNVO nach §8 BauNVOGE

6. VERKEHRSFLÄCHEN
(§9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

6.1 Straßenverkehrsfläche

6.1.1 öffentlich, Bestand (Gemeindeverbindungsstraße Süßkofen-Hagenau)

8. HAUPTVERSORGUNGS- UND HAUPTABWASSERLEITUNGEN
(§ 5 Abs. 2 Nr. 4 und Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 13 und Abs. 6 BauGB) 

8.1 unterirdisch

Lageplan  mit Kennzeichnung des Bereichs, in  denen  keine Immissionsorte im Sinne der TA Lärm auf Höhe des 2. Ober-
geschosses zulässig sind

D IMMISSIONSSCHUTZ

D.1 Nachweis der Einhaltung zulässiger Emissionskontingente
In den Einzelgenehmigungsverfahren soll durch die Bauaufsichtsbehörde nach § 1 Absatz 4
BauVorlV die Vorlage schalltechnischer Gutachten angeordnet werden. Im Falle der Anwen-
dung von Art. 58 BayBO ("Genehmigungsfreistellung") ist durch den Bauherren mit der Ge-
nehmigungsfreistellungsvorlage ein schalltechnisches Gutachten einzureichen.
Qualifiziert nachzuweisen ist darin für alle maßgeblichen Immissionsorte im Sinne von Nr.
A.1.3 der TA Lärm, dass die zu erwartende anlagenbezogene Geräuschentwicklung durch
das jeweils geplante Vorhaben mit den als zulässig festgesetzten Emissionskontingenten L

EKrespektive mit den damit an den maßgeblichen Immissionsorten einhergehenden Immissions-
kontingenten L

IK
 übereinstimmt. Dazu sind die Beurteilungspegel unter den zum Zeitpunkt

der Genehmigung tatsächlich anzusetzenden Schallausbreitungsverhältnissen (Einrechnung
aller Zusatzdämpfungen aus Luftabsorption, Bodenund Meteorologieverhältnissen und Ab-
schirmungen sowie Reflexionseinflüsse) entsprechend den geltenden Berechnungs- und Be-
urteilungsrichtlinien (in der Regel nach der TA Lärm) zu ermitteln und vergleichend mit den
Immissionskontingenten zu bewerten, die sich aus der vom jeweiligen Vorhaben in Anspruch
genommenen Teilfläche der Emissionsbezugsfläche nach der festgesetzten Berechnungsme-
thodik der DIN 45691:2006-12 errechnen.
Bei Anlagen oder Betrieben, die kein relevantes Lärmpotential besitzen (z. B. Büronutzungen),
kann nach Ermessen des Sachgebiets Technischer Umweltschutz / Immissionsschutz der zu-
ständigen Genehmigungsbehörde von der Vorlage eines schalltechnischen Gutachtens abge-
sehen werden.

D.2 Nachweis der Einhaltung zulässiger Immissionsrichtwerte an Immissionsorten mit der Schutz-
bedürftigkeit eines Gewerbegebiets
Die Beurteilung der Geräuschsituation an Immissionsorten mit der Schutzbedürftigkeit eines
Gewerbegebiets erfolgt über einen quantifizierenden Vergleich der betrieblichen Beurteilungs-
pegel mit den in einem Gewerbegebiet geltenden Immissionsrichtwerten der TA Lärm. Die je-
weils zulässigen Immissionsrichtwert(anteil)e sind dabei im Rahmen einer Einzelfallbeurtei-
lung, die die Umstände und Randbedingungen des jeweiligen Vorhabens würdigt, zu bestim-
men und festzulegen.

D.3 Prüfung auf Zulässigkeit von Betriebsleiterwohnungen
Bei Bauanträgen für Wohnungen von Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie von Betriebs-
inhabern und Betriebsleitern ist nachzuweisen, dass deren Schutzanspruch vor unzulässigen
anlagenbedingten Lärmimmissionen erfüllt werden kann, ohne eine Einschränkung der zulässi-
gen Geräuschemissionen bereits bestehender Betriebe bzw. noch unbebauter Gewerbegrund-
stücke inner- und außerhalb des Plangebiets nach sich zu ziehen. Die gegebenenfalls erforder-
lichen Schallschutzmaßnahmen (z.B. Grundrissorientierung, Baukörpereigenabschirmung durch
geeignete  Gebäudestellung, Situierung von Außenwandöffnungen von im Sinne der DIN 4109
schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen in einzelnen Fassaden) sind im Rahmen der Einzelgeneh-
migungsverfahren qualifiziert zu ermitteln und festzulegen.

D.4 Zugänglichkeit der Normen, Richtlinien und Vorschriften
Alle genannten Normen, Richtlinien und Vorschriften können bei der Gde. Mengkofen während
der öffentlichen Auslegung zusammen mit den übrigen Bebauungsplanunterlagen eingesehen
werden. Sie sind beim Deutschen Patentamt archivmäßig gesichert hinterlegt und bei der Beuth
Verlag GmbH Berlin zu beziehen (Beuth Verlag GmbH, Saatwinkler Damm 42/43, 13627 Berlin).

D.5 Der Geltungsbereich ist von intensiv landwirtschaftlich genutzten Flächen umgeben. Von diesen
können bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung Emissionen in Form von Lärm, Staub und Geruch
ausgehen. Die Bauwerber werden sind davon in Kenntnis zu setzen. Im Besonderen muss der
Bauwerber darauf hingewiesen werden, dass diese Immissionen auch an Sonn- und Feiertagen
auftreten können.

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 5 Abs. 2 Nr. 1, § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

2.5 Grundflächenzahl, MI GRZ 0,6
als Höchstmaß GE GRZ 0,8

2.8 Höhe der baulichen Anlagen, MI Traufhöhe: 10,0 m; Firsthöhe: 12,0 m
als Höchstmaß GE Traufhöhe: 10,0 m; Firsthöhe: 12,0 m
gemessen ab hergestellter Geländeoberkante (ausgenommen untergeordnete 
Bauteile wie Schornsteine und Silos).

0.4.2 Artenliste für Gehölzpflanzungen

0.4.2.1 Die Artenliste ist Bestandteil der Satzung und ist in der Begründung enthalten.

0.4.3 Die Bepflanzung und Freiflächengestaltung ist spätestens 1 Jahr nach Fertigstellung der
baulichen Anlagen durchzuführen.

0.5. VERKEHRSFLÄCHEN, BELÄGE

0.5.1 private Stellplätze

0.5.1.1 Die privaten PKW-Stellplätze sind wasserdurchlässig, z. B. mit wassergebundener Decke,
Schotterrasen oder Rasenfugenpflaster, auszubilden. 
Für Gewerbebetriebe sind Stellplatznachweise mit den Bauanträgen vorzulegen.

0.6 WERBEANLAGEN

0.6.1 Blinkende Werbeanlagen sind nicht zulässig.
Werbeanlagen dürfen die Traufhöhen der Gebäude nicht überragen.
Die Größe der Werbeanlagen darf höchstens 5% der Fassadenfläche und max. 10 m²
betragen.

0.7 IMMISSIONSSCHUTZ

0.7.1 Zulässigkeit von Immissionsorten nach TA Lärm
In dem gemäß der folgenden Abbildung rot gekennzeichneten Bereich dürfen keine 
Immissionsorte nach Nr. A.1.3 der TA Lärm (zum Öffnen eingerichteten Außenbauteile
– z. B. Fenster, Türen – schutzbedürftiger Aufenthaltsräume im Sinne der DIN 4109-1)
auf Höhe des 2. Obergeschosses oder höher entstehen. Dies ist durch geeignete bauliche
bzw. architektonische Lärmschutzmaßnahen (z. B. schalltechnisch optimierte Grundriss-
orientierung, Festverglasung, vorgehängte Glasfassaden, verglaste Loggien oder andere
Lärmschutzmaßnahmen, wenn diese nachweislich schallschutztechnisch gleichwertig sind)
sicherzustellen.

0.7.2 Festsetzung von Emissionskontingenten gemäß der DIN 45691:2006-12
Das Plangebiet ist nach § 1 BauNVO hinsichtlich der maximal zulässigen Geräuschemis-
sionen gegliedert. Zulässig sind nur Betriebe und Anlagen, deren Geräusche in ihrer
Wirkung auf maßgebliche Immissionsorte im Sinne von Nr. A.1.3 der TA Lärm die in der
folgenden Tabelle angegebenen Emissionskontingente L

EK
 gemäß DIN 45691:2006-12

weder während der Tagzeit noch nachts überschreiten:

Die Einhaltung der jeweils zulässigen Emissionskontingente ist gemäß den Vorgaben der
DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5 zu prüfen. Die Ermittlung der Immissionskontingente
erfolgt nach DIN 45691:2006-12, Abschnitt 4.5 unter ausschließlicher Berücksichtigung
der geometrischen Ausbreitungsdämpfung.
Überschreitungen der Emissionskontingente auf Teilflächen sind nur dann möglich, wenn
diese nachweislich durch Unterschreitungen anderer Teilflächen des gleichen Betriebes/
Vorhabens so kompensiert werden, dass die für die untersuchten Teilflächen in der Sum-
me verfügbaren Immissionskontingente eingehalten werden.
Unterschreitet das sich aus den festgesetzten Emissionskontingenten ergebende zulässige
Immissionskontingent eines Betriebs/Vorhabens den an einem maßgeblichen Immission-
sort jeweils geltenden Immissionsrichtwert der TA Lärm um mehr als 15 dB(A), so erhöht
sich das verfügbare Immissionskontingent auf den Wert L

IK
 = IRW – 15 dB(A). Dieser Wert

entspricht der Relevanzgrenze nach DIN 45691.
Die Festsetzung von Emissionskontingenten gilt nicht für Immissionsorte mit der Schutz-
bedürftigkeit eines Gewerbegebiets.

0.8 NIEDERSCHLAGSWASSER

Sämtliches anfallendes Oberflächenwasser von privaten und öffentlichen Flächen (z.B. Er-
schließungsstraßen) ist  grundsätzlich vor Ort zu versickern. Erst wenn über ein entsprechen-
des Fachgutachten nachgewiesen ist, dass eine Versickerung nicht möglich ist, ist nach Rück-
haltung (z.B. rechtlich gesicherte Zisterne) eine Einleitung in den Kanal/ein Oberflächenge-
wässer zu prüfen. 

9. GRÜNFLÄCHEN
(§ 5 Abs. 2 Nr. 5 und Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB) 

9.1.1 Grünfläche, privat
Zweckbestimmung: Rand-Eingrünung als Ausgleichsfläche

9.1.2 Grünfläche, privat
Zweckbestimmung: Streuobstwiese als Ausgleichsfläche

9.1.3 Grünfläche, privat
Zweckbestimmung: Durchgrünung

A WASSER

A.1 Von den Dachflächen anfallendes Niederschlagswasser sollte zum
Schutz der natürlichen Ressourcen als Brauchwasser genutzt werden.

A.2 Im Hinblick auf sonstige Wassergefahren wie Starkregenereignisse und Sturzfluten,
auch im besiedelten Bereich, wird aus fachlicher Sicht empfohlen, die Wasserdicht-
heit der Gebäude bis 50 cm über GOK oder maßgeblichem Straßenniveau vorzusehen. 
Der Schutz vor solchen Ereignissen liegt in der Eigenverantwortung der Bauherrn und
ist bei der Planung der Gebäude zu berücksichtigen. Diese Verantwortung ist als Grund-
satz im Wasserrecht im § 5 WHG verankert.

B ENERGIE

B.1 LEITUNGSTRASSEN
Soweit Baum- und Strauchpflanzungen innerhalb einer Abstandszone von beidseits 
2,50 m von Erdkabeln und Ver- und Entsorgungsleitungen vorgenommen werden, 
sind im Einvernehmen mit dem zuständigen Ver- bzw. Entsorgungsträger geeignete 
Schutzmaßnahmen durchzuführen.

B.2 BELEUCHTUNG
Zum Erhalt der Biodiversität soll insektenschonende Außenbeleuchtung
(z.B. LED, Natriumdampflampen) verwendet werden.

C DENKMALSCHUTZ

C.1 Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine 
denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig, die in einem 
eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der zuständigen Unteren Denkmalschutzbe-
hörde zu beantragen ist.  

E FREIFLÄCHENGESTALTUNGSPLÄNE

E.1 Es wird darauf hingewiesen, dass mit der Eingabeplanung für Baumaßnahmen ein qualifizierter 
Freiflächengestaltungsplan im Genehmigungsverfahren eingefordert werden kann. Darin sind
die Bepflanzungen, sowie die gesamte sonstige Außenraumgestaltung gemäß den Festsetzungen
dieses Bebauungsplans nachzuweisen und bis zur Schlussabnahme der Gebäude durchzuführen.

F DACHBEGRÜNUNG

F.1 Flachdächer und geneigte Dächer bis 15° Dachneigung können begrünt werden. Begrünte
Dächer können bis zu 50 % ihrer Fläche als Grünfläche gewertet werden.

G AUSGLEICHSFLÄCHEN

G.1 Im Zuge des Verfahrens wird auch die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung angewendet. Aus-
gleichsflächen werden innerhalb des Geltungsbereiches, auf Teilflächen der Flurnummern 937,
938, 940, 943 und 959 sowie auf einer Teilfläche der Flurnummer 970, Gemarkung Mühlhausen,
festgesetzt. Siehe hierzu den Plan "Ausgleichsflächenkonzept".

H NATURSCHUTZ

H.1 Die Anlage von temporären Bauflächen hat grundsätzlich auf naturschutzfachlich unbedenklich-
en Flächen zu erfolgen.

H.2 Allgemein gilt es, während der Bauphase das Bodenschutzgesetz und das Gesetz zum Schutz
des Mutterbodens zu beachten.

I BODENSCHUTZ UND ABFALLWIRTSCHAFT

I.1 Falls hinterliegende Grundstücke entstehen, sind für deren Nutzer geeignete Sammelstellen für
Abfallbehälter an der durchgängig befahrbaren Gemeindeverbindungsstraße zur Abholung bereit
zu stellen.

I.2 Die ordnungsgemäße Verbringung des im Zuge der Baumaßnahme anfallenden und im Bauge-
biet nicht wieder zu verwendenden Bodenaushub ist durch entsprechende Unterlagen zu doku-
mentieren. Diese sind aufzubewahren und auf Verlangen der Bodenschutzbehörde beim Land-
ratsamt Dingolfing-Landau vorzulegen.

I.3 Es ist eine genaue Massenbilanzierung des anfallenden Bodenmaterials (unterschieden zwischen
Oberboden, Unterboden und Untergrund) zu erstellen, aus der hervorgeht wieviel und welches
Bodenmaterial die Baustelle zur Verwertung oder Deponierung verlässt. Die sach-, umweltge-
rechten und rechtskonformen Verwertungs- und Entsorgungswege sind darin aufzuzeigen. Aus-
reichende Lagerflächen für das anfallende Bodenmaterial und die notwendigen Lagerzeiten sind
dabei zu berücksichtigen.

I.4 Grundsätzliche Hinweise für die Verwertung von Oberbodenmaterial:
Bei der Verwertung von Bodenmaterial durch Auf- und Einbringen von Materialien in eine durch-
wurzelbare Bodenschicht sind die materiell-rechtlichen Vorgaben des Bodenschutzrechts (vgl. §
12 BBodSchV), einzuhalten. Insbesondere ist nur Bodenmaterial zur Verwertung geeignet, wel-
ches die Vorsorgewerte der BBodSchV (bei Verwertung auf landwirtschaftlich genutzten Flächen
70% davon) nicht überschreitet. Des weiteren muss die Kombinationseignung von zu verwer-
tendem Bodenmaterial mit dem Boden der Verwertungsfläche nach DIN 19731 gegeben sein.
In diesem Rahmen wird darauf hingewiesen, dass Aufschüttungen mit einer Höhe von mehr als
2 m oder einer Fläche von mehr als 500 m² grundsätzlich einer Baugenehmigung bedürfen
(Art. 55 Abs. 1 BayBO).

I.5 Sollten im Zuge der Baumaßnahmen organoleptisch auffälliges Bodenmaterial, Abfälle, Altlasten
oder Altlastenverdachtsflächen zu Tage treten, ist die Abteilung Bodenschutz- und Abfallrecht
beim Landratsamt Dingolfing-Landau unverzüglich zu informieren.

1.
Die Gemeinde Mengkofen hat in der Sitzung vom 18.10.2022 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung
des Bebauungs- und Grünordnungsplanes "HAGENAU-ZIEGLER" beschlossen. Der Aufstellungs-
beschluss wurde am 26.10.2022 ortsüblich bekanntgemacht.

2.
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und
Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungs- und Grünordungsplanes in der Fassung vom 
12.01.2023 hat in der Zeit vom 24.012023 bis 21.02.2023 stattgefunden.

3.
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange gemäß §4 Abs. 1 BauGB
für den Vorentwurf des Bebauungs- und Grünordnungsplanes in der Fassung vom 12.01.2023 
hat in der Zeit vom 24.01.2023 bis 21.02.2023 stattgefunden.

4.
Zu dem Entwurf des Bebauungs- und Grünordnungsplanes in der Fassung vom 22.06.2023 wurden 
die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß §4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 
30.06.2023 bis 31.07.2023 beteiligt.

5.
Der Entwurf des Bebauungs- und Gründordnungsplanes in der Fassung vom 22.06.2023 wurde mit 
der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 30.06.2023 bis 31.07.2023 öffentlich 
ausgelegt.

6.
Die Gemeinde Mengkofen hat mit Beschluss des Gemeinderats vom 12.09.2023 den Bebauungs-
und Grünordnungsplan gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom 12.09.2023 als Satzung be-
schlossen.

Mengkofen, den ......................................

...............................................................
1. Bürgermeister Hieninger

7.
Das  Landratsamt Dingolfing-Landau hat den Bebauungsplan mit Bescheid vom __.__.____,  AZ 
______________ gemäß § 10 Abs. 2 BauGB genehmigt.

Dingolfing, den .......................................

.............................................................
Unterzeichner/-in

8.
Ausgefertigt

Mengkofen, den ......................................

...............................................................
1. Bürgermeister Hieninger

9.
Der Satzungsbeschluss zum Bebauungs- und Grünordnungsplan wurde am __.__.____ gemäß 
§ 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit Begründung 
wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht 
bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist 
damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB 
und die §§ 14 und 215 BauGB wird hingewiesen.

Mengkofen, den ......................................

...............................................................
1. Bürgermeister Hieninger

BINDHAMMER Architekten, Stadtplaner
und   Beratender   Ingenieur  Part  mbB

Bayerbach,
den 12.09.2023
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